   





Toggle navigation	Home
	Über uns	Bundesleitung
	Gremien
	Bundesgeschäftsstelle
	Fachkommissionen
	Positionen
	Tarifvertretung
	Junge Polizei
	Frauen
	Senioren
	Europathemen


	Landes- / Fachverbände	Landesverbände
	Bundespolizei / BKA
	Zoll


	Mitgliedschaft	Online-Beitritt
	Leistungen
	Seminare


	Presse / Öffentlichkeit	Polizeispiegel
	Presseverteiler
	Termine
	DPolG Fachtagungen


	Service	Rechtsschutz
	DPolG Service GmbH
	Gesundheit und Fitness
	Steuererklärung leicht gemacht


	Archiv


05. Januar 2024 

Auf Facebook teilenAuf Twitter weitersagenArtikel versenden
Blockadeaktion gegen Wirtschaftsminister Robert Habeck
„So geht demokratischer Protest nicht!“ 
	
 Foto: Screenshot ntv 


Empört und besorgt hat sich der Bundesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG), Rainer Wendt, zu den Ereignissen im Fährhafen von Schlüttsiel (Schleswig-Holstein) geäußert. 

Bundeswirtschaftsminister Habeck war dort am Verlassen der Fähre gehindert worden, die Polizei musste einschreiten, damit die Fähre nicht gestürmt wird. In einem Schreiben an den Präsidenten des Deutschen Bauernverbands hat die DPolG dazu aufgefordert, dafür zu sorgen, dass Protestaktionen im Rahmen geltender Gesetze organisiert werden. 
In Berlin erklärte DPolG-Bundesvorsitzender Rainer Wendt:
„Man kann und darf viel kritisieren an dieser Bundesregierung, das tun wir auch, aber was da passiert ist, geht überhaupt nicht! Unser Versammlungsrecht ist sehr freiheitsorientiert und die Möglichkeiten des demokratischen Protestes sind wirklich vielfältig in Deutschland und darauf dürfen wir stolz sein. Aber Politiker in persönliche Bedrängnis zu bringen, wie dies hier geschehen ist, hat mit demokratischem Protest nichts mehr zu tun.
Deshalb haben wir den Präsidenten des Bauernverbandes aufgefordert, sich von dieser Aktion eindeutig zu distanzieren und dafür zu sorgen, dass seine Organisation keinen Zweifel daran aufkommen lässt, sich an geltendes Recht zu halten und Proteste und Versammlungen entsprechend zu organisieren.
Die Einsatzkräfte der Polizei sind seit Monaten im Dauereinsatz, sie haben Anspruch auf Respekt, Wertschätzung und Rücksicht. Der Deutsche Bauernverband hat eine große Verantwortung und muss auf die Teilnehmer mäßigend einwirken, damit die Protestkationen nicht immer wieder zum Einsatz polizeilicher Zwangsmittel führen!“ 
 




Presse / Öffentlichkeit
	
	 Polizeispiegel


	
	 Presseverteiler


	
	 Termine


	
	 Fachtagungen




Kontakt zur Bundesgeschäftsstelle

Friedrichstraße 169
 10117 Berlin
Tel.: (030) 40 81 65 50
 Fax: (030) 40 81 65 59
 E-Mail: dpolg(at)dbb.de
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Datenschutz*	Ich habe die Datenschutzerklärung der DPolG zur Kenntnis genommen und willige in die Verarbeitung meiner Daten ein. Ich kann diese Einwilligung jederzeit widerrufen. 
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